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Grundlegend für das Grundgesetz
Wolfgang Abendroth über die Bedeutung des Artikels 139 GG
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ihrem Verstßndnis muss also auf diese interalliier­
te, durch Artikel 139 in bundesdeutsches Verfas­
sungsrecht transformierte Gedanken- und Rechts­
welt zurückgegangen werden.

Ausgangspunkt dieser Gedanken-' und Rechts­
welt ist die Erklärung der Regierungen der vier Be­
satzungsmächte über die Niederlage Deutschlands
vom 5Jlini 1.945, die in ihrer PräaI1ibel verbindlich
feststellt,'das~ .durc.h dleKapitulation das Dritte
ReiCh mit seinen· InstitutionenUIätergegangen und
zur Disposition der Siegermächt~ Und ihrer Ent­
scheidungen- hinsichtli~h seine(Grenzen, seines
Status oder des StatUs' seiner Teile gestellt sei. Die
Festnahme aller fiihrenden Vertreter.der Nazis wird
.bereits in Artikel 11 dieser Erklärung zur Pflicht.
Übrigens folgt aus dieser Analyse, dass sich. die..
Erwägungen des Zweiten Senats des Bundesver­
fassungsgerichts im sogenannten »Deutschland­
Urteil« zur Frage der angeblicnen »rechtlichen
Fortexistenz des Deutschen Reiches« vom 31.Juli
1973 nicht nur im Widerspruch zu völkerrecht­
lichem Denken, spndem auch zu der Grundsatz­
entscheidung des Artikels 139 GG befinden.

Artikel 139 GG nimmt dem formellen Inhalt nach
die zur »Befreiung des deutschen Volkes von Na­
tionalsozialismus und Militarismus« erlassenen
Rechtsvorschriften von der Wirkung der Bestim­
mungen des Grundgesetzes - also z.B. auch von
ihrer Überprüfbarkeit durch das Bundesverfas­
sungsgericht .-.aus. Es .ist deshalb aber keIneswegs
lediglich eine_ bloße' ~,» Übergangsvorschrift mit
ausgesprochenemAusnahmechar~erhinsichtlich
der Durchbrechung von Grundi-echten«, die durch
die Durchfühning des Entnazifizierungsverfahrens
nach den damaligen landesrechtlichen, zonalen
oder bizon?len Entnazifizierungsbestimmungen
und deren spätere Abwicklung durch bundesrecht­
liche Maßnahmen ihre Bedeutung verloren hätten,
wie schon bald nach der Zuspitzung des kalten
Krieges, nicht zuHillig von emem großen. Teil. der
bundesrepublikanischen Wissenschaft - (meist.
durch entnazifizierte Juristen des Dritten ReiChes,
hier sei auf die Initiierung dieser Interpretation im
Bonner Kommentar durch Krellreuther und durch
H.P. Ipsen verwiesen -'vertreten wurde:

Vielmehr enthält sowohl nach seiner Stellung im
System des Grundgesetzes als auch nach seiner
Entstehungsgeschichte, Artikel 139 eine rechtliche Bestandteil des Verfassungsrechts
und politische Grundentscheidung über die Hal- Diese Vereinbarung der vier Mächte wird dUJch
tung des Grundgesetzes gegenüber den Iiational- das sogenannte »Potsdamer Abkommen«, .den
sozialistischen und faschistischen Auffassungen schiussbericht der Berliner Konferenz der »groß­
und ihren organisatorischen und politischen Kri- en Drei« vom 2.August 1945, konkretisiert. Im
stallisationsformen, die weit über seine ursprung- Teil m Abs. 2 Ia dieses Schlussb~richts wird die
liehe unmittelbare Konsequenz hinausgeht und die Auflösung der NSDAP, der gesamten nationalso­
gesamte Auslegung der Grundrechtsnormen (auch zialistischen Organisationsweltund aller - auch der
die sogenannten Verfassungsschutzbestiinmungen staatlichen und ökonomischen -nationalsozialios- .
wie Artikel 21 Absatz 2 und Artikel 18) stetig be- tischen Institutionen als Aufgabe gestellt; in Teil
eiriftussen müsste', wenn man das Grundgesetz m A 4 wird geboten, dass alle Behinde~gen der
richtig interpretieren will. politischen Gedankenfreiheit, wie sie im Dritten

Durch Artikel 139 bekennt sich das Grundgesetz Reicht errichtet wurden, aufgehoben.sindundauch
ausdrücklich zur-Gedankenwelt der Befreiung von künftig nicht mehr toleriert werden dürften.... .
Nationalsozialismus und Faschismus und deren' Aufdiesen Entscheidungen beruhte zuerst die zo­
rechtlicher und politischer Fixierung, wie sie. in - nale, _dann die durch die zonalen Militärbehörden
den damals vorliegenden Rechtsvorschrifteri ih- ermöglichte landesrechtliche Regelung der Rechts­
ren Niederschlag gefunden hatte. Sie verWandelt vorschriften zur »Befreiung des deutschen Volkes
diese endgültig aus nur durch die Siegermächte vom Nationalsozialismus und Militarismus«. Sie
des zweiten Weltkrieges vereinbarten und fixierten sind also - wie diese - in ihren Grundsätzen durch
Überlegungen in eine eigenständig bindend fest- Artikel 139 Teil des bundesdeutschen Verfassungs~

gelegte These des innerdeutschen, nämlich des rechts geworden.
bundesrepublil<:anis~hen Verfassungsrechts selbst, Es bedarf kaum des' Beweises, dass die gegen­
deren Bedeutung höher eingeschätzt wird als die wärtige politisch-soziale Qualität, aber auch weit­
konkr.ej:isierte Normenwelt des Grundgesetzes hin die Praxis staatlicher Institutionen der Bun­
selbst.~. desrepublik diesen durch Artikel 139 GG fixierten

Die damaligen Bestimmungen über die »Be- Rechtsgrundsätzen widerspricht. Hier sei nur auf
freiung des deutschen Volkes vom Nationalsozi- die frühere, Nationalsozialisten in. vielen Fällen
alismus und Militarismus« hatten ausnahmslos objektiv, nicht subjektiv, begünstigende Judikatur
zunächst ihre Wurzel im interalliierten Recht., Zu in Kriegsverbrecherprozessen, an den Aufstieg
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unendlich vieler früherer Pg's in Administration,
Gerichtswesen, Hochschulen und Wirtschaft, im
politischen Leben, bis zum Amt des Bundeskanz­
lers. und in den Kommunikationsmitteln erinnert.

Wie weit sich das Denken auch der Regierungen
von diesen Rechtsgrundsätzen des Artikels 139
entfernt hat, beweist tagtäglich die formelle Gleich­
stellung von Marxisten und Antifaschisten auf der
einen Seite und faschistischen und faschistoiden
Parteien und Gruppen aufder anderen Seite mit der
Fonnel, heide seien ~~radjkal« und »totalitäf«(, wo­
bei übrigens praktisch fast nur Diskriminierungen
von Antifaschisten, Demokraten und Marxisten er­
folgen, denen verfassungswidrig jede Betätigung
in öffentlichem Dienst- und Erziehungswesen ge­
sperrt wird....

Diese Grundsätze durchsetzen
Das entscheidende Problem fur alle antifaschi­

stisch-demokratischen Kräfte bleibt es deshalb,
nicht nur zu erkennen, dass Artikel 139 GG und
damit alle weiteren Rechtsgrundsätze des Grund­
gesetzes auf ihrer Seite stehen, sondern auch zu
begreifen, dass es ihre Pflicht ist, durch ihre Aktivi­
tät, dreißig Jahre nach der Katastrophe des Dritten
Reiches, dies Grundgesetz und insbesondere sei­
nen Artikel 139 wieder gegen die politisch-soziale
Realität durchzusetzen....

Wir dürfen in unserer Argumentation, sowohl in
unserer juristischen Argumentation als antifaschi­
stische Juristen als auch in unserer agitatorischen
Argumentation vor der Bevölkerung, die wir mobi­
lisieren wollen, niemals auf Artikel 139 und seine
grundlegende Bedeutung, auf die klare Ablehnung
des Nationalsozialismus und Militarismus, wie es
dort heißt, also aller faschistischen Bestrebungen,
durch das Grundgesetz, verzichten.

Wir müssen diesen Artikel 139 als übergeordnete
Norm immer wieder betonen und allerdings dann
auch diese Nonn überzeugend mit der Wirklichkeit
in Widerspruch setzen, weil sie mit der Wirklich­
keit des täglichen Lebens in der BRD im Wider­
spruch steht...

Diese BRD, wie sie heute besteht, ist ein souve­
räner Staat, der zwar auf dem Boden, aber nicht
in Rechtskontinuität mit der vor dreißig Jahren
zerstörten Staatlichkeit in Deutschland, mit dem
Dritten Reich, steht und stehen muss. Wer hier die
Kontinuität, die Identität it dem früheren Staat be­
hauptet, der verletzt gerade diesen Grundgedan­
ken, dass alles, was mit dem Faschismus zu tun
hatte, hier zu verschwinden hat.

War dem Parlamentarischen Rat
sm wichtigsten

Diese Überlegung war dem Parlamentarischen
Rat wichtiger als alle anderen Normen des GG.
Denn Artikel 139 betont ausdrücklich, dieser
Grundgedanke werde von den übrigen Bestim­
mungen des GG nicht betroffen. Also ist das ge­
samte GG im Geist dieses Artikel 139 auszulegen,

der eben dadurch zur »freiheitlich-demokratischen
Grundordnung« im Sinne des GG gehört.

Daraus f~lgt eine weitere Erwägung: Diese Be­
stimmungen, zuerst von den Alliierten erlassen,
dann durch den Kontrolltrat weitergeführt, in ei­
nigen Landesgesetzen der noch vor Verabschie­
dung des GG auf deutschem Boden entstandenen
Länder spezialisiert, wollten die Mitwirkung der
früheren Nationalsozialisten am künftigen po­
litischen Leben unmöglich machen. Sie wollten
übrigens keineswegs nur die Mitwirkung der fiii­
heren fonnellen Führer, Funktionäre und aktiven
Mitglieder der NSDAP, sondern auch derer, die
das Militär des Dritten Reiches geführt haben, an
aJlem künftigen politischen Geschehen unmöglich
machen.

In Artikel 139 betont das GG ausdrücklich, das
sei nicht nur eine völkerrechtliche Entscheidung
der Sieger, sondern das GG mache sich diese
Bestimmung. und zwar mit der höchsten Rechts­
wirkung, die es überhaupt geben kann, zu eigen.
Artikel 139 war, daher nach Meinung des Parla­
mentarischen Rates zentraler Inhalt dieses künfti­
gen Verfassungsrechts.

In der tatsächlichen Entwicklung sind die Dinge
gänzlich anders verlaufen. Erst wurden die Mono­
polkapitalisten restauriert, dann wurden die frühe­
ren Nationalsozialisten mit Entschuldigungsschrei­
ben ausgestattet und wieder in der Verwaltung, in
Wissenschaft und Rechtsprechung eingesetzt...

Dazu verpflichtet uns Artikel 139
Wir verteidigen die freiheitlich-demokratische

Grundordnung, gerade als Antifaschisten, gegen
ihre Unterwanderung durch frühere Faschisten
und durch solche Kräfte, die in einer schweren
wirtschaftlichen Krise des Kapitalismus wieder
faschistisch werden könnten. Wir schützen diese
freiheitliche demokratische Grundordnung gegen
alle Kräfte, die heute durch autoritäres obrigkeits­
staatliches Denken die demokratischen Seiten
dieser Verfassung zerstören wollen, z.B. durch die
Berufsverbote gegen Kommunisten, Sozialisten
und radikale Demokraten. Dazu verpflichtet uns
Artikel 139.

Wenn die Regierungen davon reden, diese »frei­
heitlich-demokratische Grundordnung« betrachte
Kommunisten und Faschisten als das gleiche, als
totalitär, dann haben sie offensichtlich Artikel 139
völlig vergessen. .

Artikel 139 ist wesentlicher Bestandteil des
Grundgesetzes. Deshalb ist jeder, der sagt, Fa­
schisten und Kommunisten seien unter dem Ge­
sichtspunkt des Extremismus (wie es jetzt das
Bundesverwalnmgsgericht getan haLl gleich zu
bewerten, objektiv ein Gegner des Grundgesetzes.
Artikel 139 verbietet es, solche Kräfte, die gegen
den Faschismus gekämpft haben und immer wie­
der kämpfen werden, gleichzusetzen mit jeden fa­
schistischen Kräften, die durch das GG verboten
sind.
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